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Gemeinderat  Binningen  Geschäft Nr.  161 
 Legislatur 2008 - 2012 

Bericht an den Einwohnerrat 
 
vom   30. August 2011 
 

Motion SP-Fraktion „Kommunale Reklameregelung“:  

Stellungnahme des Gemeinderats betreffend Überweisu ng 

Info: Die Motion Kommunale Reklameregelung, eingereicht am 23. Mai 2011 von Patricia S. 
Kaiser (SP-Fraktion) und Mitunterzeichnende (siehe Rückseite), hat zum Ziel, die 
übermässige Plakatierung bei Wahlen / Abstimmungen mit einer kommunalen 
Regelung einzudämmen. 

Der Gemeinderat hat sich in den letzten Jahren mehrmals mit der Grundsatzfrage einer 
kommunalen Reklameregelung auseinandergesetzt. Im Sinne der Werbefreiheit hat er 
bis heute auf eine eigene, gegenüber der kantonalen Verordnung hinausgehende 
Reglementierung verzichtet.  

Aus folgenden Gründen sieht der Gemeinderat im Moment keinen Handlungsbedarf 
bezüglich einer weitergehenden kommunalen Regelung: 

In der kantonalen Verordnung über Reklamen sind die wichtigsten Vorschriften bereits 
aufgenommen (wie z.B. Bewilligungspflicht, Temporäre Reklamen). Wahl- und 
Abstimmungsplakate können demgemäss nicht zahlenmässig beschränkt werden und 
sie sind spätestens 10 Tage nach dem Veranstaltungstermin zu entfernen. Allerdings 
ist kein frühester Aufstellungstermin festgelegt. 

Die Gemeinde (zuständige Stelle: Gemeindepolizei) wendet das kommunale Merkblatt 
zum Aufstellen von Wahlplakaten an. Hierin sind neben den signalisationstechnischen 
Anforderungen auch die Frist von acht Wochen als frühesten Aufstellungszeitpunkt vor 
dem jeweiligen Anlass fixiert. Das Merkblatt wird von den Ortsparteien eingehalten.   

Problematisch sind die kantonalen oder eidgenössischen Termine, bei welchen im 
ganzen Kanton zur selben Zeit Plakate aufgestellt werden. Hierbei ist es für die 
Parteien aus wirtschaftlichen Gründen nicht zumutbar, alle unterschiedlichen 
Regelungen der Gemeinden zu berücksichtigen. Besser zu koordinieren wäre dieser 
Punkt über eine Ergänzung der kantonalen Verordnung, welche dann im ganzen 
Kanton einheitlich zu handhaben wäre. Der schnellste Weg für eine entsprechende 
einheitliche Änderung könnte über einen Vorstoss im Landrat erzielt werden. Auf der 
anderen Seite handelt es sich über das Jahr gesehen um einige wenige Wahl-
/Abstimmungstermine, welche aus Sicht des Gemeinderats im Hinblick auf die 
Werbefreiheit akzeptiert werden können. 

Antrag: Die Motion wird nicht an den Gemeinderat überwiesen. 
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